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ÖlheizungenGrundsatzstreit um Olheizungen
Der Wirtschaftsverband HIV stellt sich frontal gegen eine Revision des kantonalen Energiegesetzes, die eine
vorsichtige Abkehr von Ölheizungen vorsieht. Es gibt aber auch Branchen, die darin grosse Chancen sehen.
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Abschied von fossiler Energie: Dieser Altbau im Berner Nordquartier wird seit einigen Jahren mit Holz beheizt. Foto: Manu Friederich

Simon Thönen

Übung abblasen. So kann man die Stel-
lungnahme des Handels- und Industrie-
vereins des Kantons Berns (HIV) zur Re-
vision des kantonalen Energiegesetzes
zusammenfassen. Der Wirtschaftsdach-
verband HIV fordert den «vollumfängli-
chen Verzicht auf die unnötige Revision».
Ganz anders sieht dies der WWF Bern.
Die Gesetzesrevision sei «eine schlanke
Vorlage, die nicht weiter beschnitten
werden darf», schreibt die Umweltorga-
nisation im Entwurf zu ihrer Vernehm-
lassungsantwort. Sie geht aus Sicht des

WWF im Gegenteil «verschiedentlich zu
wenig weit».

Der Streit dreht sich nicht um die
Bundesvorlage zur Energiestrategie,
gegen welche die SVP momentan Unter-
schriften für ein Referendum sammelt,
sondern um das kantonale Energie-
gesetz. Dieses steht im Schatten der
nationalen Energiedebatte, doch das
bedeutet nicht, dass es unwichtig wäre.
Denn die Kantone haben einen grossen
Spielraum, wenn es darum geht, wie Ge-
bäude beheizt werden. Hier entwickeln
sie die Standards - oft auch gemeinsam.

Der Regierungsrat will mit der Revision
denn auch im Wesentlichen eine neue
Mustervorlage für kantonale Energie-
gesetze umsetzen (siehe Kasten).

Neubauten ohne Ölheizungen
Konkret sollen in neu gebauten Häusern
keine Ölheizungen mehr erlaubt sein.
Sehr viel weniger strenge Regeln sieht
der Revisionsentwurf bei bestehenden
Häusern vor, die in der Schweiz und im
Kanton Bern den Löwenanteil des Gebäu-
debestands ausmachen. Hausbesitzer,
welche in ihrem Altbau eine neue Ölhei-



Datum: 10.12.2016

Der Bund
3001 Bern
031/ 385 11 11
www.derbund.ch

Medienart: Print
Medientyp: Tages- und Wochenpresse
Auflage: 42'417
Erscheinungsweise: 6x wöchentlich

Themen-Nr.: 200.011
Abo-Nr.: 1093893
Seite: 27
Fläche: 63'906 mm²

Medienbeobachtung
Medienanalyse
Informationsmanagement
Sprachdienstleistungen

ARGUS der Presse AG
Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich
Tel. 044 388 82 00, Fax 044 388 82 01
www.argus.ch

Argus Ref.: 63684298
Ausschnitt Seite: 2/2

zung installieren wollen, wenn die alte
ausgestiegen ist, könnten dies weiterhin
tun. Bei jenen Häusern, die sehr schlecht
isoliert sind, muss der Hausbesitzer künf-
tig allerdings in diesem Fall die Wärme-
dämmung verbessern - sodass der Ener-
gieverbrauch sinkt. Ersatzweise kann er
auch einen Teil des Bedarfs mit erneuer-
barer Energie decken - zum Beispiel mit
einem Sonnenkollektor auf dem Dach.

Für den WWF sind die Regeln für be-
stehende Häuser zu schwach. Noch im-
mer werde zu oft eine alte Ölheizung
durch eine neue Ölheizung ersetzt. «Mit
Anreizsystemen soll die Umstellung auf
nichtfossile Heizungen so attraktiv ge-
macht werden, dass dies die Regel
werde.» Notfalls solle auch in alten Häu-
sern die Installation von neuen Öl- oder

Gasheizungen verboten werden, fordert
der WWF.

Wirtschaftslobbys uneins
Für den HIV geht dagegen bereits das
Verbot von Ölheizungen in Neubauten
zu weit. Ebenso die Bestimmung, dass
zumindest grosse zentrale Elektroboiler
innerhalb von 15 Jahren durch erneuer-
bare Warmwassererzeuger ersetzt wer-
den müssten. Ein besonderer Dorn im
Auge ist dem HIV, dass bei Hausverkäu-
fen ein Gebäudeenergieausweis erstellt
werden müsste, der Auskunft über den
Energiebedarf gibt. All dies «wider-
spricht Volksentscheiden und stellt un-
verhältnismässige Eingriffe in die Eigen-
tumsgarantie dar», findet der HIV. Er
verweist darauf, dass das Volk im Kan-
ton Bern 2011 mit grosser Mehrheit für
ein Energiegesetz ohne obligatorische
Gebäudeenergieausweise votiert hatte.

Läuft es also auf einen Konflikt zwi-
schen Wirtschafts- und Umweltlobby
hinaus? Nicht nur. Zwar unterstützt
auch der Gewerbeverband Berner KMU
die Position des HIV, wie es auf Anfrage
heisst. Doch im Dachverband Berner
KMU sind auch Branchenverbände, die
in der Vorlage eine Chance sehen. «Sie
geht im Grossen und Ganzen in die rich-
tige Richtung», sagt Christian Gloor, der
Präsident von Suissetec Kanton Bern. Im
Verband sind rund 440 Firmen aus dem
Planungs- und Montagesektor organi-
siert. «Es braucht gewisse Einschrän-

kungen und Leitplanken, damit wir die
Energiewende umsetzen können.»

Auch der Verband Swiss Cleantech,
der auf nationaler Ebene die grüne Wirt-
schaft vertritt, begrüsst die bernische
Vorlage. Der Verband kann sich zwar vor-
stellen, auf ein Verbot von Ölheizungen
in Neubauten zu verzichten - wünscht
sich dafür aber stärkere Anreize, um
diese in Altbauten zu ersetzen. «Es
braucht Anreize, damit sich Hausbesitzer
frühzeitig mit Alternativen befassen, be-
vor die alte Ölheizung aussteigt», sagt
auch der Präsident der Unternehmerini-
tiative Neue Energie Bern, der grünlibe-
rale Nationalrat Jürg Grossen.

Energiegesetz Zweite Attacke

Die Frontalopposition des Wirtschaftsver-
bands HIV ist bereits der zweite Versuch, eine
Revision des bernischen Energiegesetzes von
vornherein zu verhindern. Bereits im Novem-
ber 2015 hatte die SVP im grossen Rat
gefordert, dass der Kanton Bern auf eine
Umsetzung der sogenannten Mustervor-
schriften der Kantone im Energiebereich
(Muken) verzichten solle. Die Muken sind die
Blaupause der kantonalen Energiedirektoren
für die Weiterentwicklung der Energiegesetze
in den Kantonen. Mit der Mustervorlage soll
auch der Wildwuchs unterschiedlicher
kantonaler Gesetzgebungen ein Stück weit
eingedämmt werden. Die präventiven Vor-
stösse der SVP gegen Muken scheiterten im
Grossen Rat deutlich. Die vom Regierungsrat
vorgeschlagene Revision des bernischen
Energiegesetzes hält sich nun eng an die
Mustervorlage. Noch bis Ende Jahr läuft die
Vernehmlassung. Danach wird die Regierung
einen Revisionsvorschlag zuhanden des
Grossen Rates vorlegen. (st)


